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Erster Teil 
 

Gemeinsame Bestimmungen 
 
1. Rechtsgrundlagen, Zuwendungszweck, Finanzierungs art  
 
1.1 Rechtsgrundlagen 
 
 Die Förderung erfolgt auf der Grundlage  
 

                                            
1 geändert mit Verwaltungsvorschrift vom 14. April 2009 (MinBl. S. 156) 
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− der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 
über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Eu-
ropäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) (ABl. EU Nr. L 277 S.1) und der Verordnung (EG) 
Nr. 1974/2006 (ABl. EU Nr. L 368 S. 15) der Kommission vom 15. De-
zember 2006 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 
1698/2005 in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit dem je-
weils gültigen Entwicklungsprogramm „Agrarwirtschaft, Umweltmaßnah-
men, Landentwicklung“ (PAUL) des Landes Rheinland-Pfalz nach Arti-
kel 15 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 und  

− des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (GAKG) in der Fassung vom 
21. Juli 1988 (BGBl. I S. 1055) in der jeweils geltenden Fassung in Ver-
bindung mit dem vom „Planungsausschuss für Agrarstruktur und Küsten-
schutz” (PLANAK) beschlossenen gültigen Rahmenplan sowie  

− nach Maßgabe der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und 
der Verwaltungsvorschrift über den Vollzug der Landeshaushaltsordnung 
(VV-LHO) vom 20. Dezember 2002 (MinBl. 2003, S. 22) in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie dieser Verwaltungsvorschrift.  

 
 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht. Die 

Bewilligungsbehörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel. 

 
 Das für die Agrarförderung zuständige Ministerium behält sich vor, Förde-

rungsprioritäten zu setzen und Förderhöhen festzulegen, um eine zielgerich-
tete Durchführung der Fördermaßnahmen zu gewährleisten oder das An-
tragsvolumen und die zur Verfügung stehenden Mittel aufeinander abzu-
stimmen. Grundlage hierfür ist das rheinland-pfälzische Entwicklungspro-
gramm PAUL. 

  
1.2 Die Förderung umfasst  
 
1.2.1 die Erarbeitung integrierter ländlichen Entwicklungskonzepte,  
 
1.2.2 die Durchführung eines Regionalmanagements, 
 
1.2.3 die Neuordnung des ländlichen Grundbesitzes und die Gestaltung des ländli-

chen Raumes,  
 
1.2.4 andere investive Maßnahmen, wie zum Beispiel:  
 

− dem ländlichen Charakter angepasste Infrastrukturmaßnahmen, 
− Maßnahmen zur dezentralen Versorgung mit erneuerbaren Energien, 
− der ländliche Wegebau, 
− die Anlage von Schutzpflanzungen, 
− die Kooperation von Land- und Forstwirten mit anderen Partnern und  
− Infrastrukturmaßnahmen zur Erhaltung des Steillagenweinbaus sowie 
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1.2.5 die Umsetzung des Schwerpunktes 4 (Leader) nach den Artikeln 61 bis 65 
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 mit Maßnahmen der GAK. 

 
1.3 Zuwendungszweck 
 
 Ziel der Förderung ist die Unterstützung einer nachhaltigen, integrierten Ent-

wicklung der ländlichen Räume mit ihrer Land- und Forstwirtschaft. 
 
 Durch die Förderung sind die ländlichen Räume als Lebens-, Arbeits-, Erho-

lungs- und Naturräume im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 zu si-
chern und weiter zu entwickeln. Die Maßnahmen sollen zu einer positiven 
Entwicklung der Agrarstruktur und einer nachhaltigen Stärkung der Wirt-
schaftskraft im ländlichen Raum beitragen. 

 
1.4 Finanzierungsart 
 
 Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung als Festbetrags- 

oder Anteilsfinanzierung gewährt. 
 

Die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission 
vom 15.12.2006 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf 
„De-minimis“-Beihilfen (ABl. EU L. 379 vom 28. Dezember 2006 S. 5) sind 
zu beachten bei der Förderung von natürlichen Personen und Personenge-
sellschaften sowie juristischen Personen des privaten Rechts (gilt für Maß-
nahmen nach den Nummern 5.1.2 und 5.1.5). In diesen Fällen darf die Ge-
samtsumme der einem Unternehmen gewährten De-minimis-Beihilfen in ei-
nem Zeitraum von drei Steuerjahren 200 000 € nicht übersteigen. 

 
1.5 Allgemeine Förderungsvoraussetzungen, Förderungsausschlüsse 
 
 Die Erfordernisse der Raumordnung und Landesplanung sowie die Belange 

des Natur- und Umweltschutzes sind zu berücksichtigen. Den Grundsätzen 
der Agenda 21 soll insbesondere im Zusammenhang mit der Erstellung von 
integrierten ländlichen Entwicklungskonzepten und der Durchführung des 
Regionalmanagements Rechnung getragen werden. 

  
 Insbesondere bei der Förderung des integrierten ländlichen Entwicklungs-

konzeptes und des Regionalmanagements gilt es die dort laufenden Prozes-
se so zu gestalten, dass die daran beteiligten Personen den Blickwinkel der 
Gleichstellung zwischen Mann und Frau in allen Bereichen und auf allen E-
benen einnehmen. 

  
 Die Regionen mit agrarstrukturellen oder allgemeinen wirtschaftlichen Defizi-

ten sollen mit den in Nummer 5.1 aufgeführten Maßnahmen gefördert wer-
den. 
 

 Werden zur Umsetzung des Schwerpunktes 4 (Leader) nach Nummer 1.2.5 
Maßnahmen nach anderen Fördergrundsätzen der GAK gefördert, gelten die 
Bestimmungen des jeweiligen Förderungsgrundsatzes. 



  Seite 4   
 

 

 
 Nicht zuwendungsfähig sind: 

− Bau- und Erschließungsmaßnahmen in Neubau-, Gewerbe- und Indust-
riegebieten. Dies gilt nicht bei Baumaßnahmen für Nahwärme- und Bio-
gasleitungen zur dezentralen Versorgung mit erneuerbaren Energien 
gem. Nummer 5.1.2, 

− Kauf von Lebendinventar, 
− Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind, 
− Beratungs- und Betreuungsleistungen der öffentlichen Verwaltung, 
− Maßnahmen, die in Orten mit mehr als 10 000 Einwohnern durchgeführt 

werden, sofern diese Maßnahme innerhalb der Ortslage vorgesehen ist, 
− Betriebskosten, 
− Wegebaumaßnahmen von natürlichen und juristischen Personen des pri-

vaten Rechts, 
− Landankauf. Dies gilt nicht für den Landzwischenerwerb in Verfahren 

nach dem Flurbereinigungsgesetz (FlurbG)  und dem Landwirtschaftsan-
passungsgesetz (LwAnpG), jeweils in der geltenden Fassung, den An-
kauf bebauter Grundstücke durch Gemeinden und Gemeindeverbände 
sowie den Ankauf von Grundstücken für Maßnahmen gem. Nummer  
5.1.4 (Schutzpflanzungen), 

− Maßnahmen nach Nummer 5.1.5 (Kooperationen), wenn eine Förderung 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ oder anderer Förderprogramme möglich ist, 

− Maßnahmen nach Nummer 5.1.2 soweit es sich um Vorhaben zur Ener-
gieerzeugung handelt. 

 
 

Zweiter Teil 
 
2 Förderung integrierter ländlicher Entwicklungskon zepte (ILEK)  
 
2.1 Gegenstand der Förderung 
 
 Förderungsfähig sind Aufwendungen für die Erarbeitung integrierter ländli-

cher Entwicklungskonzepte als Vorplanung im Sinne des § 1 Abs. 2 GAKG 
zur Einbindung einer nachhaltigen Land- und Forstwirtschaft in den Prozess 
zur Stärkung der regionalen Wirtschaft, die auf der Basis einer Analyse der 
regionalen Stärken und Schwächen 
− die Entwicklungsziele der Region definieren, 
− Handlungsfelder festlegen, 
− die Strategien zur Realisierung der Entwicklungsziele darstellen und 
− prioritäre Entwicklungsprojekte  
beschreiben. 
 

 Integrierte ländliche Entwicklungskonzepte können sich bei begründetem 
Bedarf problemorientiert auf räumliche und thematische Schwerpunkte be-
schränken. 
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2.2 Zuwendungsberechtigte 
 
 Kommunale Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse verschiedener 

Akteure nach Nummer 2.5 mit eigener Rechtspersönlichkeit. In solche Zu-
sammenschlüsse müssen kommunale Gebietskörperschaften eingeschlos-
sen sein, 

 
Dient ein ILEK zur Umsetzung des Schwerpunktes 4 (Leader) gemäß Num-
mer 1.2.5 so können öffentlich-private Partnerschaften mit eigener Rechts-
persönlichkeit (z.B. lokale Aktionsgruppen in Leader-Gebieten)im Sinne der 
Artikel 61 und 62 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 Zuwendungsberechtig-
te sein. 

 
2.3 Zuwendungsvoraussetzungen 
 
 Gefördert werden Regionen, die eine auf ihre Situation zugeschnittene Ent-

wicklungsstrategie erarbeiten. Eine Region ist ein Gebiet mit räumlichem und 
funktionalem Zusammenhang. 

 
2.4 Umfang und Höhe der Zuwendung 
 
 Die Erarbeitung integrierter ländlicher Entwicklungskonzepte kann mit bis zu 

75 v. H. der entstehenden Kosten gefördert werden; der Zuschuss ist auf 
maximal 50 000 EUR begrenzt.  

 
 Bei Vorliegen eines besonderen öffentlichen - insbesondere agrarstrukturel-

len - Interesses können durch das für die Agrarförderung zuständige Ministe-
rium Ausnahmen hiervon zugelassen werden (Landesförderung). 

 
2.5 Integriertes ländliches Entwicklungskonzept 
 
 Das integrierte ländliche Entwicklungskonzept ist im Rahmen seiner Zielset-

zung mit bereits vorhandenen Planungen, Konzepten oder Strategien abzu-
stimmen. Dies ist zu dokumentieren. 

 
 In die Erarbeitung des integrierten ländlichen Entwicklungskonzepts ist die 

davon betroffene Bevölkerung und sind die relevanten Akteure der Region in 
geeigneter Weise einzubeziehen. Zu den Akteuren einer Region gehören in 
der Regel 
− der landwirtschaftliche Berufsstand, 
− die Gebietskörperschaften, 
− die Einrichtungen der Wirtschaft, 
− die Verbraucherverbände, 
− die Umweltverbände, 
− die Dienstleistungszentren für den ländlichen Raum, 
− der Verband der Teilnehmergemeinschaften, 
− die Träger öffentlicher Belange, einschließlich der Landwirtschaftskam-

mer Rheinland-Pfalz. 
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 Ein integriertes ländliches Entwicklungskonzept muss mindestens folgende 
Elemente beinhalten: 
− Kurzbeschreibung der Region, 
− Analyse der regionalen Stärken und Schwächen, 
− Auflistung der Entwicklungsziele und geeigneter Prüfindikatoren, 
− Darlegung der Entwicklungsstrategie, der Handlungsfelder und Leitpro-

jekte, 
− Festlegung von Kriterien zur Auswahl der Förderprojekte und 
− Kriterien für die Bewertung der Zielerreichung. 
 
Die integrierten ländlichen Entwicklungskonzepte sollen ggf. die Möglichkei-
ten einer dezentralen Versorgung mit erneuerbaren Energien und damit ver-
bundene Energieeinsparungen untersuchen und bewerten. 
 

 Ein integriertes Entwicklungskonzept, mit dem der Schwerpunkt 4 (Leader) 
gemäß Nummer 1.2.5 umgesetzt wird, muss zusätzlich zu den Anforderun-
gen an die Erarbeitung integrierter ländlicher Entwicklungskonzepte nach 
Nummer 2.1 die entsprechenden Anforderungen der Artikel 61 bis 65 der 
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 erfüllen. 

 
 

Dritter Teil 
 
3 Förderung des Regionalmanagements (RM) 
 
3.1 Gegenstand der Förderung 
 
 Förderungsfähig sind Aufwendungen für die Durchführung eines Regional-

managements zur Einleitung, Organisation und Umsetzungsbegleitung der 
ländlichen Entwicklungsprozesse durch 
− Information, Beratung und Aktivierung der Bevölkerung einschließlich In-

formationsmaßnahmen und Schulungen zur Umsetzung lokaler Entwick-
lungsstrategien, 

− Identifizierung und Erschließung regionaler einschließlich agrarischer 
Entwicklungspotenziale, 

− Identifizierung und Beförderung zielgerichteter Projekte, 
− Unterstützung der regionalen Akteure, um Partnerschaften zwischen öf-

fentlichem und privatem Sektor sowie zwischen Akteuren des öffentlichen 
Sektors herzustellen, die der Umsetzung von regionalen Entwicklungs-
strategien dienen. 

 
3.2 Zuwendungsberechtigte 
 
 Kommunale Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse verschiedener 

Akteure nach Nummer 2.5 mit eigener Rechtspersönlichkeit. In diese Zu-
sammenschlüsse müssen kommunale Gebietskörperschaften eingeschlos-
sen sein. 

 Dient ein Regionalmanagement zur Umsetzung des Schwerpunktes 4 (Lea-
der) gemäß Nummer 1.2.5, so können öffentlich-private Partnerschaften mit 
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eigener Rechtspersönlichkeit im Sinne der Artikel 61 und 62 der Verordnung 
(EG) Nr. 1698/2005 Zuwendungsberechtigte sein.  

 
3.3 Zuwendungsvoraussetzungen 
 
 Die Zuwendungsberechtigten beauftragen Stellen außerhalb der öffentlichen 

Verwaltung mit der Durchführung des Regionalmanagements. Diese Stellen 
müssen eine hinreichende Qualifikation nachweisen. 

 
 Die für die Region relevanten Akteure nach Nummer 2.5 sind in geeigneter 

Weise in die Umsetzung des Regionalmanagements einzubeziehen. Die Ar-
beit des Regionalmanagements und die Einbeziehung der Akteure sind jähr-
lich zu dokumentieren. 

 
 Das Regionalmanagement ist mit den Stellen in der Region abzustimmen. 

Dies ist zu dokumentieren. Am Ende eines Regionalmanagements ist eine 
Bilanzierung vorzunehmen. 

 
 Ein Regionalmanagement kann in größeren Gebieten mit räumlichem und 

funktionalem Zusammenhang durchgeführt werden. Die Gebiete können 
auch mehrere Regionen nach Nummer 2 umfassen und sollen für das Regi-
onalmanagement mit mindestens 50 000 Einwohnern, in dünn besiedelten 
Räumen mit mindestens 30 000 Einwohnern besiedelt sein. 

 
3.4 Umfang und Höhe der Zuwendung 
 
 Die Kosten des Regionalmanagements können mit bis zu 70 v. H. der ent-

stehenden Kosten, höchstens aber 50 000 EUR jährlich (in Gebieten mit 
mehr als 60 000 Einwohner höchstens 75 000 EUR) gefördert werden. Der 
Zeitraum einer Förderung ist auf zwei Jahre begrenzt. In begründeten Fällen 
kann ein weiteres Regionalmanagement für maximal drei Jahre mit den glei-
chen Konditionen gefördert werden. Dabei ist der Höchstbetrag der Förde-
rung auf 40 000 EUR im vierten und 30 000 EUR im fünften Jahr begrenzt. 

 
3.5 Sonstige Bestimmungen 
 
 Die Erarbeitung integrierter ländlicher Entwicklungskonzepte kann - im Zuge 

größerer Teilprojekte - stufenweise im Rahmen des Regionalmanagements 
erfolgen. 

 
 Vor Beginn des Regionalmanagements sollen in der Regel durch die Erarbei-

tung integrierter ländlicher Entwicklungskonzepte oder vergleichbarer Pla-
nungen Entwicklungsstrategien für die jeweilige Region erarbeitet werden. 

 
 Ein Regionalmanagement, mit dem der Schwerpunkt 4 (Leader) gemäß 

Nummer 1.2.5 umgesetzt wird, muss zusätzlich zu den Anforderungen an 
Regionalmanagements nach Nummer 3.1 die entsprechenden Anforderun-
gen der Artikel 61 bis 65 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005, insbesondere 
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die zu einer öffentlich-privaten Partnerschaft gemäß Artikel 62 dieser Verord-
nung erfüllen. 

 
 

Vierter Teil 
 
4 Neuordnung des ländlichen Grundbesitzes und Gesta ltung des ländli-

chen Raumes  
 
4.1 Bodenordnungsverfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der 

Fassung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546) in der jeweils geltenden Fas-
sung (mit Ausnahme des Freiwilligen Landtausches nach § 103 a FlurbG). 
 

 
4.1.1 Gegenstand der Förderung 
 
 Förderungsfähig sind Aufwendungen für die Neuordnung ländlichen Grund-

besitzes und für die Gestaltung des ländlichen Raumes zur Verbesserung 
der Agrarstruktur in Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz einschließ-
lich Maßnahmen zur Sicherung eines nachhaltig leistungsfähigen Natur-
haushaltes. 

 
 Die Mittel zur Förderung der Bodenordnungsverfahren nach dem Flurbereini-

gungsgesetz können verwendet werden für die Finanzierung der Ausfüh-
rungskosten (§ 105 FlurbG) und der Vorarbeiten (Zweckforschungen, Unter-
suchungen, Erhebungen), soweit sie nicht Verfahrenskosten (§ 104 FlurbG) 
sind. 

 
 Ausführungskosten sind Kosten, die durch die Herstellung der gemeinschaft-

lichen Anlagen entstehen und sonstige Verbindlichkeiten der Teilnehmerge-
meinschaft. Sonstige Verbindlichkeiten umfassen alle übrigen, der Teilneh-
mergemeinschaft nach § 105 FlurbG zur Last fallenden Aufwendungen. 

 
 Zuwendungsfähig sind die Ausführungskosten, die die Teilnehmergemein-

schaft nach Abzug der besonderen Deckungsmittel (Mehrerlöse nach 
§ 52 Abs. 1 FlurbG, Erlöse nach § 46 Satz 3 FlurbG, Beiträge nach 
§ 106 FlurbG, Zuschüsse Dritter und Erstattungen) zu tragen hat.  

 
 Regiearbeit ist zulässig, wenn die sachgemäße und wirtschaftliche Ausfüh-

rung der Maßnahmen gewährleistet ist. 
 
 Folgende Ausführungskosten je Hektar bearbeiteter Fläche werden als zu-

wendungsfähig anerkannt: 
 

− In Acker-Grünland-Flurbereinigungsverfahren nach §§ 1, 86 und 
87 FlurbG bis zu 2 000 EUR, 

− in beschleunigten Zusammenlegungsverfahren nach § 91 FlurbG bis zu 
1 000 EUR; dies gilt nicht für Weinbergszusammenlegungen, 



  Seite 9   
 

 

− in Waldflurbereinigungsverfahren und Waldzusammenlegungsverfahren 
bis zu 2 000 EUR, 

− in Dorfflurbereinigungsverfahren bis zu 5 000 EUR, 
 

Ausführungskosten in Weinbergsflurbereinigungsverfahren und Weinbergs-
zusammenlegungsverfahren in Direktzuglagen werden bis zu 40 000 EUR 
und in Steillagen bis zu 90 000 EUR je Hektar bearbeiteter Rebfläche als zu-
wendungsfähig anerkannt. 

 
 Eine Überschreitung ist nur in begründeten Ausnahmefällen möglich. 
 
 Ebenfalls gefördert werden können (Landesförderung) 

− der im ausschließlich oder überwiegend öffentlichen Interesse durchge-
führte Erwerb von Grundstücken oder Teilen von Grundstücken für Zwe-
cke des Naturschutzes und der Landschaftspflege und / oder 

− die Erhaltung, Entwicklung und Pflege von Biotopen auf den o. a. erwor-
benen oder getauschten Grundstücken bis zur Schlussfeststellung 
(§ 149 FlurbG) und / oder 

− anstelle des Landerwerbs die für die Eintragung von Grunddienstbarkei-
ten zu Gunsten des Landes erforderlichen Geldentschädigungen. 

 
4.1.2 Zuwendungsberechtigte 
 
 Teilnehmergemeinschaften, der Verband der Teilnehmergemeinschaften 

Rheinland-Pfalz, Wasser- und Bodenverbände und ähnliche Rechtspersonen 
sowie einzelne Beteiligte. 
Betriebe, die nicht unter die Definition kleiner und mittlerer Unternehmen im 
Sinne der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission2 fallen, erhalten keine 
Beihilfen für Verfahrenskosten der Neuordnung ländlichen Grundbesitzes. 
Für kleine und mittlere Unternehmen, die solche Beihilfen erhalten, entfällt 
die Pflicht zur beihilferechtlichen Anmeldung. 

 
4.1.3 Zuwendungsvoraussetzungen 
 
 Eine Flurbereinigung oder beschleunigte Zusammenlegung soll nur angeord-

net werden, wenn in einem integrierten ländlichen Entwicklungskonzept oder 
in einer projektbezogenen Untersuchung ein agrarstruktureller Erfolg, die 
Umsetzung anderer Infrastrukturmaßnahmen zur nachhaltigen Entwicklung 
des ländlichen Raumes oder eine nachhaltige Steigerung der Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushalts und eine Verbindung der Bodenordnung mit der 
allgemeinen Entwicklung des Raumes zu erwarten ist. Bei Bodenordnungs-
verfahren sind öffentliche und kommunale Vorhaben und Planungen soweit 
möglich zu berücksichtigen. 

 
 Maßnahmen mit der Folge der Umwandlung oder einer sonstigen wesentli-

chen Beeinträchtigung seltener oder ökologisch wertvoller Biotope gemäß 
                                            
2 Empfehlungen der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. EU Nr.L 124 vom 20.05.2003, S. 36) 
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§ 30 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 25. März 2002 (BGBl. I S. 1293) 
in der jeweils geltenden Fassung und gemäß § 24 Landespflegegesetz 
(LPflG) in der Fassung vom 5. Februar 1979 (GVBl. S. 36, BS 791 - 1) in der 
jeweils geltenden Fassung dürfen nicht gefördert werden. 

 
 Von einer Förderung ausgeschlossen sind: 

− die systematische Entwässerung von Ackerland, 
− die Entwässerung von Grünland oder Ödland, 
− die Umwandlung von Grünland in Acker, 
− die Umwandlung von Ödland in landwirtschaftliche Nutzflächen und 
− der Landankauf mit Ausnahme des Landzwischenerwerbs (Ausnahme: 

Nummer 4.1.1 Absatz 6 erster bis dritter Spiegelstrich). 
 
 Nur im Einvernehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde kann geför-

dert werden: 
− die Entwässerung von Ackerland, 
− die Beschleunigung des Wasserabflusses im Verfahren, 
− die Bodenmelioration oder  
− die Beseitigung von Landschaftselementen wie Tümpel, Hecken, Gehölz-

gruppen oder Wegraine. 
 
 Die Wirkungen des Flurbereinigungsverfahrens auf Natur und Landschaft 

sind zu dokumentieren. Die Auswirkungen des Verfahrens auf die Beschleu-
nigung des Wasserabflusses sind in einer Abflussbilanz darzustellen. 

 
 Der Bau von Wegen, insbesondere befestigte Wege für mittlere und starke 

Verkehrsbeanspruchung, ist auf den unbedingt notwendigen Umfang zu be-
grenzen. Es sind die Möglichkeiten umweltschonender Bauweisen zu nutzen. 

 
4.1.4 Umfang und Höhe der Zuwendung 
 
 Die Höhe der Eigenleistung der Teilnehmergemeinschaft richtet sich nach 

den folgenden Bestimmungen: 
 

 a) Finanzierung von Vorarbeiten 
 
 Bei der Finanzierung von Vorarbeiten richtet sich die Höhe der Eigen-

leistung grundsätzlich nach den nachfolgenden Bestimmungen. In be-
sonders zu begründenden Ausnahmefällen können Zuschüsse bis zu 
100 v. H. der entstehenden zuwendungsfähigen Kosten eingesetzt 
werden. 

 
 b) Finanzierung der Acker-Grünlandverfahren 

 
 Es können Zuschüsse in Höhe von bis zu 75 v. H. der zuwendungsfä-

higen Kosten gewährt werden.  
 

 c) Finanzierung der Weinbergsverfahren 
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 Es können Zuschüsse in Höhe von bis zu 55 v. H. der zuwendungsfä-
higen Kosten je Hektar bearbeiteter Fläche gewährt werden.  

 
Eine Erhöhung des Zuschusses für Acker-Grünlandverfahren und Wein-
bergsverfahren auf bis zu 80 v. H. ist zulässig bei Verfahren mit besonderer 
ökologischer Zielsetzung sowie bei Verfahren, die hohe Bedeutung für die 
Erhaltung der Kulturlandschaft haben (z. B. Rebflächen in Steilstlagen und in 
Steillagen, die nur im Seilzug bewirtschaftet werden können).  

 
 
 d) Finanzierung der Waldverfahren 

 
 Der Zuschuss beträgt bis zu 75 v. H. der zuwendungsfähigen Ausfüh-

rungskosten.  Für Verfahren, die in einem Gebiet liegen, für das ein in-
tegriertes ländliches Entwicklungskonzept oder ein vergleichbares 
Konzept erstellt wurde, kann der Zuschuss um maximal 
10 Prozentpunkte erhöht werden. Der Zuschusssatz soll in der Regel 
80 v. H. nicht übersteigen. 

 
 e) Finanzierung von Dorfverfahren 

 
 Es können Zuschüsse in Höhe von bis zu 65 v. H. der zuwendungsfä-

higen Ausführungskosten gewährt werden.  
 
 Für Gemeinden in regionalen Entwicklungsschwerpunkten oder mit 

der nach dem regionalen Raumordnungsplan bestehenden Funktions-
zuweisung L (Landwirtschaft) und für Gemeinden, die in einem Gebiet 
liegen, für das ein integriertes ländliches Entwicklungskonzept erstellt 
wurde, kann der Zuschuss auf bis zu 75 v. H. erhöht werden. 

 
f) Finanzierung von Bodenordnungsmaßnahmen für Naturschutz und Land-
schaftspflege 

 
 Die zuwendungsfähigen Ausführungskosten von Bodenordnungsver-

fahren, in denen Maßnahmen zur Neuausweisung, Sicherung und 
Wiederherstellung von Flächen für Zwecke des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege durchgeführt werden, können nach den o. a. Rege-
lungen finanziert werden. 

 
 Die Bewilligungsbehörde kann festsetzen, dass die aus den Kosten für 

Landespflegemaßnahmen resultierende Eigenleistung in begründeten 
Fällen bis zu 100 v. H. übernommen wird (Landesförderung). 

 
 Bodenordnungsverfahren, die aus besonderem Anlass oder auf be-

sonderen Antrag zur ausschließlichen Verbesserung der ökologischen 
Verhältnisse durchgeführt werden, können bis zu 100 v. H. mit Zu-
schüssen finanziert werden (Landesförderung). 
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 Durch Zuschüsse bis zu 100 v. H. können gefördert werden (Landes-
förderung): 

 
− die Erwerbskosten für Maßnahmen nach Nummer 4.1.1 Absatz 6 

1. Spiegelstrich oder 
− die für Maßnahmen nach Nummer 4.1.1 Absatz 6  2. und 3. Spie-

gelstrich entstehenden zuwendungsfähigen Ausführungskosten. 
 

Ausnahmen von der Höhe der festgelegten Eigenleistung kann das zuständi-
ge Ministerium in besonders zu begründenden Fällen zulassen (Landesför-
derung).  
 

 Anstelle der Teilnehmergemeinschaft kann auch die Gemeinde Eigenleistun-
gen erbringen. 

 
4.2 Förderung des Freiwilligen Landtausches / Freiwilligen Nutzungstausches 
 
4.2.1 Gegenstand der Förderung 
 
 Es können gefördert werden: 

− Vorarbeiten, 
− Aufwendungen, die den Tauschpartnerinnen und Tauschpartnern nach 

Maßgabe des Tauschplanes zur Last fallen (§ 103 g FlurbG), insbeson-
dere für Folgemaßnahmen,  

− Vergütung für Helferinnen und Helfer und Generalpächterinnen und Ge-
neralpächter, 

− Leistungen für eine langfristige Pachtbindung zum Zwecke der Erhaltung 
der Kulturlandschaft und zur standortangepassten Landbewirtschaftung, 

− Ausschreibung von Wettbewerben für beispielhafte Maßnahmen und Ini-
tiativen im Rahmen des freiwilligen Nutzungstausches (Landesförderung). 

 
4.2.2 Zuwendungsberechtigte 
 
 Zuwendungsberechtigte sind 

− die mit den Vorarbeiten beauftragten Helferinnen und Helfer, 
− die Tauschpartnerinnen und Tauschpartner, 
− am freiwilligen Nutzungstausch beteiligte Verpächterinnen und Verpäch-

ter sowie Pächterinnen und Pächter, 
− selbstwirtschaftende Eigentümerinnen und Eigentümer, die durch die La-

ge ihrer Grundstücke die Bildung besserer Bewirtschaftungsstrukturen 
verhindern und bereit sind, durch Pachttausch das Hindernis zu beseiti-
gen, 

− Gemeinden, Gemeindeverbände, Landkreise oder andere juristische Per-
sonen, wenn sie als Generalpächterinnen oder Generalpächter auftreten. 

 
4.2.3 Zuwendungsvoraussetzungen 
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 Maßnahmen dürfen nur gefördert werden, wenn sich die Bewirtschaftungs-
strukturen verbessern und die Entwicklung zu einem nachhaltig leistungsfä-
higen Naturhaushalt unterstützt wird.  

 
 Die Förderung des freiwilligen Landtausches ist möglich, wenn dieser durch-

geführt wird 
− in einem selbständigen Verfahren nach § 103 a Abs. 1 FlurbG, 
− in Verbindung mit einem Flurbereinigungsverfahren oder beschleunigten 

Zusammenlegungsverfahren nach §§ 103 j und 103 k FlurbG. 
 
 Die Pachtdauer in einem freiwilligen Nutzungstausch muss mindestens zehn 

Jahre betragen. 
 
 Leistungen für eine langfristige Pachtbindung werden dann gewährt, wenn 

damit eine räumlich zusammenhängende Fläche von mindestens fünf Hektar 
landwirtschaftlicher Nutzfläche, bei Dauerkulturen von mindestens 0,5 Hektar 
(im Steillagenweinbau 0,25 Hektar) geschaffen wird. Dabei zählen Eigen-
tumsflächen der Pächterin oder des Pächters mit. 

 
 Ausnahmsweise kann von dieser Flächenmindestgröße in offen zu haltenden 

Tälern, Auen oder vergleichbaren Landschaftsteilen abgewichen werden. 
 
 Die Pächterin oder der Pächter darf nicht mit der Verpächterin oder dem 

Verpächter verheiratet, in gerader Linie verwandt oder verschwägert oder als 
Hofnachfolgerin oder als Hofnachfolger bestimmt sein. 

 
 Leistungen für eine langfristige Pachtbindung dürfen nur an Nichtlandwirte 

gezahlt werden.  
 
 Eine Unterverpachtung ist zulässig, wenn damit eine zusätzliche Verbesse-

rung der agrarstrukturellen Verhältnisse erreicht wird. 
 
4.2.4 Umfang und Höhe der Förderung 
 
 Für Vorarbeiten können Zuschüsse nach Vereinbarung auf der Grundlage 

des in Auftrag gegebenen Leistungsumfanges bis zur Höhe von 1 750 EUR 
gewährt werden. 

 
 Für Aufwendungen der Tauschpartnerinnen und Tauschpartner beträgt der 

Zuschuss bis zu 75 v. H. der zuwendungsfähigen Kosten (jedoch nur bis zu 
einer Höhe von 600 EUR je Hektar bearbeiteter Fläche). 

 
Der Zuschuss für eine langfristige Pachtbindung beträgt je Hektar landwirt-
schaftlicher Nutzfläche bei einer vertraglichen Laufzeit von mehr als zehn 
Jahren einmalig 200 EUR. 

 
 Bei einem freiwilligen Nutzungstausch in unmittelbarem Zusammenhang mit 

einem Bodenordnungsverfahren wird der o. a. Zuschuss halbiert. 
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 Die Vergütung für die Helferinnen und Helfer errechnet sich nach einer von 
dem für die Agrarförderung zuständigen Ministerium vorgegebenen Formel. 
Von der nach der Formel errechneten Vergütung werden den Helferinnen 
und Helfern bis zu 80 v. H. als Zuschuss gewährt. 

 
 Generalpächterinnen oder Generalpächter können eine einmalige Vergütung 

in Höhe von 25 EUR je Verpächterin oder Verpächter erhalten. 
 
 In einem Gebiet, in dem innerhalb der letzten fünf Jahre ein Bodenordnungs-

verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz durchgeführt wurde, wird im 
Rahmen des freiwilligen Nutzungstausches keine Helfervergütung gewährt. 

 
 Für den Wettbewerb nach Nummer 4.2.1 können höchstens insgesamt 

5 000 EUR bereitgestellt werden. 
 
4.3 Beitragsübernahme in der Flurbereinigung (Landesförderung) 
 
4.3.1 Gegenstand der Förderung 
 
 Die Zuwendung wird gewährt für die Verpachtung landwirtschaftlicher Nutz-

flächen in Bodenordnungsverfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz mit 
Ausnahme des freiwilligen Landtausches. Das Land Rheinland-Pfalz über-
nimmt Leistungen der nach § 19 FlurbG von einer Teilnehmerin oder einem 
Teilnehmer für verpachtete landwirtschaftliche Nutzflächen aufzubringenden 
Geldbeträge. 

 
4.3.2 Zuwendungsberechtigte 
 

− Eigentümerinnen und Eigentümer landwirtschaftlicher Nutzflächen, die an 
einem Bodenordnungsverfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz betei-
ligt sind oder 

− selbstwirtschaftende Eigentümerinnen und Eigentümer als Teilnehmerin-
nen oder Teilnehmer an einem solchen Verfahren, die durch die Lage ih-
rer neuen Grundstücke die Bildung zusammenhängender Wirtschaftsflä-
chen verhindern und bereit sind, durch Pachttausch das Hindernis zu be-
seitigen. 

 
4.3.3 Zuwendungsvoraussetzungen 
 
 Beitragsleistungen werden übernommen, wenn 

− die Verpächterin oder der Verpächter sich durch Vertrag verpflichtet, die 
Fläche ab dem Zeitpunkt des Besitzübergangs an landwirtschaftliche Un-
ternehmen im Sinne des § 1 Abs. 2 Gesetz über die Alterssicherung der 
Landwirte (ALG) in der jeweils geltenden Fassung zu verpachten und 

− die verpachtete Fläche zusammen mit der angrenzenden Eigentums- und 
oder Pachtfläche des bewirtschaftenden Unternehmens eine räumlich zu-
sammenhängende landwirtschaftliche Nutzfläche von mindestens fünf 
Hektar, bei Dauerkulturen mindestens 0,5 Hektar (bei Weinbergssteilla-
gen 0,25 Hektar) aufweist. 
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 Eine Fläche ist als räumlich zusammenhängend anzusehen, wenn sie in ei-

nem Arbeitsgang ohne Umweg einheitlich bewirtschaftet werden kann. 
 
 Ausnahmen sind wie bei Nummer 4.2.3 unter bestimmten Voraussetzungen 

zulässig. 
 
 Zuwendungsberechtigte müssen zum Zeitpunkt des Planwunschtermines 

eine verbindliche Erklärung abgeben, dass sie bereit sind, landwirtschaftlich 
genutzte Flächen dauerhaft und strukturverbessernd zu verpachten. Der An-
trag auf Beitragsübernahme ist spätestens zum Zeitpunkt des Erlasses der 
Ausführungsanordnung oder der vorzeitigen Ausführungsanordnung zu stel-
len. Dem Antrag sind ein Verpachtungskonzept und der Pachtvertrag beizu-
fügen. 

 Die Pächterin oder der Pächter darf nicht mit der Verpächterin oder dem 
Verpächter verheiratet, in gerader Linie verwandt oder verschwägert oder als 
Hofnachfolgerin oder als Hofnachfolger bestimmt sein. 

 
 Die Pachtdauer soll mindestens zehn Jahre, bei Dauerkulturen mindestens 

zwölf Jahre betragen. 
 
4.3.4 Umfang und Höhe der Zuwendung 
 
 Für Acker-Grünlandverfahren wird ein einmaliger Zuschuss zur Eigenleistung 

von 100 EUR je Hektar bearbeiteter landwirtschaftlicher Nutzfläche gezahlt. 
 
 In Weinbergsverfahren beträgt der einmalige Zuschuss zur Eigenleistung 

250 EUR je Hektar bearbeiteter Nutzfläche. 
 
 Der Betrag darf die im genehmigten Finanzierungsplan je Hektar bearbeiteter 

Nutzfläche ausgewiesene Eigenleistung nicht überschreiten. Spätere Ände-
rungen des Finanzierungsplanes werden nicht berücksichtigt. 

 
 Eine Verrechnung mit den tatsächlich gezahlten Flurbereinigungsbeiträgen 

findet nicht statt. 
 
 

Fünfter Teil 
 
5 Förderung anderer investiver Maßnahmen  
 
5.1 Gegenstand der Förderung 
 
 Gefördert werden können: 
 
5.1.1 Dem ländlichen Charakter angepasste Infrastrukturmaßnahmen, insbeson-

dere zur Erschließung der landwirtschaftlichen oder touristischen Entwick-
lungspotenziale im Rahmen der Einkommensdiversifizierung land- oder 
forstwirtschaftlicher Betriebe.  
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5.1.2 Maßnahmen zur dezentralen Versorgung mit erneuerbaren Energien (Nah-

wärme- oder Biogasleitungen). 
 
5.1.3 Der Neubau befestigter Verbindungswege und landwirtschaftlicher Wege 

oder die Befestigung von bisher nicht oder nicht ausreichend befestigten 
Verbindungswegen und landwirtschaftlichen Wegen. 

 
5.1.4 Die Anlage von Schutzpflanzungen und vergleichbaren landwirtschaftsver-

träglichen Anlagen im Zusammenhang mit der Land- und Forstwirtschaft.  
 
5.1.5 Kooperationen von Land- und Forstwirten mit anderen Partnern im ländlichen 

Raum zur Einkommensdiversifizierung oder Schaffung zusätzlicher Beschäf-
tigungsmöglichkeiten und Maßnahmen land- und forstwirtschaftlicher Betrie-
be zur Umnutzung ihre Bausubstanz; in diesen Fällen können Zuwendungen 
nur für Kleinstunternehmen gemäß der Empfehlung der EU-Kommission 
(4.1.2) gewährt werden. 

 
5.1.6 Stationäre Transporteinrichtungen zur Erschließung von Rebflächen in Steil-

lagen und die Instandsetzung von Weinbergsmauern zum Erhalt land-
schaftsprägender Rebflächen in Steillagen (Landesförderung). 

 
5.2 Zuwendungsberechtigte 
 
 Für Maßnahmen nach den Nummern 5.1.1 bis 5.1.4 und 5.1.6 sind zuwen-

dungsberechtigt: 
− Gemeinden und sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts (Was-

ser- und Bodenverbände u. ä.) oder 
− natürliche Personen und Personengesellschaften sowie juristische Per-

sonen des privaten Rechts. Nr. 1.5  7. Spiegelstrich ist zu beachten. 
 
 Für Maßnahmen nach Nummer 5.1.5 sind zuwendungsberechtigt natürliche 

Personen und Personengesellschaften sowie juristische Personen des priva-
ten Rechts.  

 
5.3 Zuwendungsvoraussetzungen 
 
 Die ordnungsgemäße Instandhaltung der geförderten Anlagen nach den  

Nummern 5.1.1 bis 5.1.4 und 5.1.6 muss gesichert sein. 
 
 Die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege sind zu wahren. 
 
 Die Förderung der Maßnahmen erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Bewil-

ligung innerhalb von zwölf Jahren nach Fertigstellung der Anlagen widerrufen 
wird, falls die geförderten Anlagen veräußert oder nicht mehr dem Verwen-
dungszweck entsprechend verwendet werden.  
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 Bei dem Bau von Wegen oder anderer dem ländlichen Charakter angepasste 
Infrastrukturmaßnahmen und bei der Anlage von Schutzpflanzungen ist die 
landwirtschaftliche Berufsvertretung zu beteiligen. 

 
 Bei Maßnahmen nach Nummer 5.1.6 wird eine Zuwendung gewährt, wenn 

die zu fördernde Maßnahme in einer Steillage gelegen ist. Steillagen sind 
Flächen, bei denen die Bewirtschaftung durch Stützmauern oder starke 
Hangneigung erschwert und die Bodenbearbeitung in der Regel nur mit der 
Hand oder mittels Seilzug möglich ist. Es handelt sich um topografisch abge-
schlossene Gebiete mit landschaftsprägendem Charakter, deren Gelände-
neigung 30 v. H. und mehr beträgt und in denen eine Flurbereinigung nicht 
erfolgt ist und aufgrund der natürlichen Bedingungen nicht möglich ist oder 
aus anderen Gründen nicht erfolgen kann. Ausnahmsweise kann eine Förde-
rung erfolgen, wenn im Flurbereinigungsverfahren keine konkreten Vorteile 
für das betreffende Gebiet, in dem die Maßnahme erfolgen soll, erzielt wur-
den. 

 
 Stationäre Transporteinrichtungen dürfen nur gefördert werden, wenn die 

Rebfläche, deren Bewirtschaftung erleichtert werden soll, mindestens 0,25 
Hektar umfasst und die geplante Maßnahme wirtschaftlich vertretbar ist.  

 
 Maßnahmen nach Nummer 5.1.5 werden in der Regel nur in Leader-

Gebieten gefördert, oder wenn sie der Umsetzung eines integrierten ländli-
chen Entwicklungskonzeptes oder eines vergleichbares Konzeptes dienen. 
Es ist ein Nachweis der Wirtschaftlichkeit vorzulegen. An der Kooperation 
müssen mindestens fünf Partner beteiligt sein. Die Mitgliedschaft in einer 
Kooperation ist für mindestens fünf Jahre verpflichtend. Gleiches gilt für die 
regelmäßige Teilnahme an projektbezogenen Qualifikationsmaßnahmen. 

 
 Vorhaben nach Nummer 5.1.5 können nicht gefördert werden, wenn eine 

Förderung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur“ oder anderer Förderprogramme möglich ist. 

 
  
5.4 Umfang und Höhe der Zuwendung 
 
 Bei Maßnahmen nach Nummer 5.1.1 bis 5.1.4 beträgt die Höhe des Zu-

schusses bei Gemeinden und sonstigen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts bis zu 45 v.H. der zuwendungsfähigen Ausgaben. 

 
 Bei anderen Zuwendungsberechtigten beträgt der Zuschusssatz bis zu 

25 v. H.. 
 
 Für die Erschließung von Standorten für die Tierhaltung im Außenbereich 

kann bei dem begründeten Vorliegen eines öffentlichen Interesses für die 
Verlagerung des Standortes der Zuschuss ausnahmsweise auf bis zu 80 v H. 
angehoben werden (Landesförderung). 
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 Die Höhe des Zuschusses bei Maßnahmen nach Nummer 5.1.5 beträgt bis 
zu 30 v. H. der zuwendungsfähigen Ausgaben. 

 
 Die Höhe des Zuschusses bei Maßnahmen nach Nummer 5.1.6 beträgt bis 

zu 80 v. H. der zuwendungsfähigen Ausgaben. 
 
 Zuwendungen unter 5 000 EUR, bei Mauersanierungen nach Nr. 5.1.6 unter 

2 000 EUR werden nicht gewährt (Bagatellgrenze). 
 
 Die Höhe des Zuschusses bei Maßnahmen nach Nummer 5.1.2 soll 

100 000 EUR nicht übersteigen. Ausnahmen können bei Vorhaben mit be-
sonderem innovativem und modellhaftem Charakter zugelassen werden. Ü-
ber Ausnahmen entscheidet das zuständige Ministerium. 

 
Sechster Teil 

 
6 Erhöhte Förderung bei der Umsetzung von Integrier ten ländlichen Ent-

wicklungskonzepten 
 
 Maßnahmen nach den Nummern 4.1und 5.1.1 bis 5.1.5, die der Umsetzung 

eines integrierten ländlichen Entwicklungskonzeptes oder im Rahmen des 
Schwerpunktes 4 (Leader) nach Nummer 1.2.5 dienen, können um bis zu 
10 Prozentpunkte gegenüber den Regelförderungssätzen erhöht werden. 

 
 Vor dem 1. Januar 2007 abgeschlossene vergleichbare Planungen und Kon-

zepte können den integrierten ländlichen Entwicklungskonzepten gleichge-
stellt werden. Hierüber entscheidet das zuständige Ministerium. 

 
 
 
 

Siebter Teil 
 
7 Verfahren 
 
 Für das Antragsverfahren, die Bewilligung, Auszahlung, Abrechnung, Kon-

trolle und Evaluation sowie die Überwachung und den Nachweis der Ver-
wendung einschließlich der Prüfung des Verwendungsnachweises gelten die 
Vorschriften des Landesverwaltungsverfahrensrechts in der jeweils gelten-
den Fassung, des Subventionsrechts und des Haushaltsrechts, insbesonde-
re Teil I und Teil I / Anlage 3 zu § 44 Abs. 1 der VV-LHO, sowie die maßgeb-
lichen Durchführungsbestimmungen der Europäischen Union, soweit in die-
ser Verwaltungsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. 

 
7.1 Integriertes ländliches Entwicklungskonzept, Regionalmanagement und Bo-

denordnungsverfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz mit Ausnahme des 
freiwilligen Landtauschs nach § 103 a Abs. 1 FlurbG. 
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7.1.1 Zuständig für die Bewilligung der Zuwendung ist die Aufsichts- und Dienst-
leistungsdirektion (ADD) als obere Flurbereinigungsbehörde (Bewilligungs-
behörde). 

 
Zuwendungen sind im Falle des integrierten ländlichen Entwicklungskonzep-
tes und des Regionalmanagements formlos und ansonsten nach besonde-
rem Muster bei der Bewilligungsbehörde zu beantragen. 

 
7.1.2 Für Bodenordnungsverfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz mit Aus-

nahme des Freiwilligen Landtausches nach § 103 a Abs. 1 FlurbG wird fol-
gendes bestimmt: 

 
7.1.2.1 Grundlage für die Bewilligung der Zuwendungen - mit Ausnahme von Boden-

ordnungsmaßnahmen für Naturschutz und Landschaftspflege nach Nummer 
4.1.4 - ist der durch die Bewilligungsbehörde zu genehmigende Finanzie-
rungsplan. Der im erstmals genehmigten Finanzierungsplan für das Verfahren 
ermittelte Zuwendungssatz ist bei der Verfahrensdurchführung einzuhalten. 

 
7.1.2.2 Grundsätzlich sind die im Finanzierungsplan erfassten Kosten bei Verfah-

rensdurchführung einzuhalten.  
 
7.1.2.3 Bei Vorarbeiten nach Nummer 4.1.4 ist die Zustimmung des für die Agrarför-

derung zuständigen Ministeriums erforderlich.  
 
7.1.2.4 Planungs- und Vorbereitungsmaßnahmen gelten nicht als Beginn des Vorha-

bens nach Teil I Nummer 1.3 zu § 44 Abs. 1 VV-LHO. 
 
7.1.2.5 Die zuwendungsberechtigte Person oder eine von ihr beauftragte Stelle führt 

den Zwischennachweis und den Verwendungsnachweis. Die Prüfung des 
Zwischennachweises erfolgt durch die Bewilligungsbehörde. Den Verwen-
dungsnachweis prüft das jeweils zuständige Dienstleistungszentrum Ländli-
cher Raum (DLR) als Flurbereinigungsbehörde (Abweichung von Teil I Num-
mer 10.1 und Nummer 8 in Verbindung mit Teil I / Anlage 3 -ANBest-P- 
Nummern 7.9 und 7.10 zu § 44 Abs. 1 VV-LHO). 

 
Anstelle von Teil I / Anlage 3 (ANBest-P) Nummer 7.1. zu § 44 Abs. 1 VV-
LHO wird bestimmt, dass die Verwendung der Zuwendung innerhalb von 
sechs Monaten nach Erfüllung des Zuwendungszweckes, jedoch spätestens 
drei Monate vor Erlass der Schlussfeststellung der Bewilligungsbehörde 
nachzuweisen ist (Verwendungsnachweis). Der Zuwendungszweck ist erfüllt, 
wenn die Bau- und sonstigen Maßnahmen rechtsverbindlich abgeschlossen 
sind. Der Zwischennachweis ist spätestens zwei Monate nach Ablauf des 
Haushaltsjahres zu führen. 

 
7.2 Freiwilliger Landtausch, freiwilliger Nutzungstausch und Beitragsübernahme 
 
7.2.1 Zuständige Behörde für das Verwaltungsverfahren sind die DLR (Bewilli-

gungsbehörde). 
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Zuwendungen sind schriftlich bei der Bewilligungsbehörde nach vorgegebe-
nem Muster zu beantragen. Antragsvordrucke sind bei den DLR erhältlich. 
Dem Antrag sind die notwendigen Unterlagen beizufügen. 

 
7.2.2 Ergänzend hierzu wird folgendes bestimmt: 
 
7.2.2.1 Bei der Förderung der Beitragsübernahme gilt als Verwendungsnachweis 

abweichend von Nummer 10 der VV zu § 44 Abs. 1 LHO der geprüfte An-
trag.  

 
Die Zuwendungsberechtigten sind verpflichtet, die sich auf die Zuwendun-
gen und die durchgeführten Maßnahmen beziehenden Unterlagen mindes-
tens fünf Jahre nach Auszahlung der Zuwendung aufzubewahren. 
 

7.2.2.2 Eine gleichzeitige Förderung des freiwilligen Nutzungstausches und der Bei-
tragsübernahme nach Nummer 4.3 ist ausgeschlossen.  
 

7.2.2.3 Eine Einwilligung zum vorzeitigen Vorhabensbeginn ist in begründeten Ein-
zelfällen, jedoch grundsätzlich nur bei bewilligungsreif geprüften Anträgen, 
auf formlosen schriftlichen Antrag hin zulässig. 
In der schriftlich zu erteilenden Einwilligung ist festzulegen, dass hieraus 
kein Rechtsanspruch auf eine Förderung abgeleitet werden kann und die an-
tragstellenden Personen das Finanzrisiko alleine zu tragen haben. Diese 
Personen haben ihre Kenntnisnahme und Anerkennung schriftlich zu bestä-
tigen. 
 

7.2.2.4 Zur Durchführung des freiwilligen Landtausches und des freiwilligen Nut-
zungstausches können von der Bewilligungsbehörde geeignete Stellen oder 
sachkundige Personen als Helferinnen oder Helfer zugelassen werden.  

 
7.3 Förderung anderer investiver Maßnahmen  
 
7.3.1 Zuständige Behörde für das Verwaltungsverfahren ist das Dienstleistungs-

zentrum Ländlicher Raum (DLR) (Bewilligungsbehörde) für Maßnahmen den 
Nummern 5.1.3, 5.1.4 und 5.1.6. Für Maßnahmen nach Nummer 5.1.1, 5.1.2 
und 5.1.5 ist die zuständige Behörde für das Verwaltungsverfahren die Auf-
sichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) (Bewilligungsbehörde). 

 
Zuwendungen sind schriftlich bei der Bewilligungsbehörde nach vorgegebe-
nem Muster zu beantragen. Dem Antrag sind die notwendigen Unterlagen 
beizufügen. 

 
7.3.2 Ergänzend hierzu wird folgendes bestimmt: 
 
7.3.2.1 Ist der Antragsberechtigte eine Gemeinde ist der Antrag auf Bewilligung über 

die zuständige kommunale Aufsichtsbehörde unter Verwendung des vorge-
sehenen Musters vorzulegen. Anträge kreisfreier Städte sind unmittelbar vor-
zulegen.  
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7.3.2.2 Bei Maßnahmen nach Nummer 5.1.1, 5.1.3 und 5.1.4 wird in der Regel zur 
Prüfung des Antrags, insbesondere der Fördervoraussetzungen der Maß-
nahmen sowie der Notwendigkeit und Angemessenheit der Kosten einen 
Ortstermin mit Beteiligung der Antrag stellenden Person, der Kreisverwaltung 
und der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz durch die zuständige Be-
hörde durchgeführt.  

 
7.3.2.3 Unterhält die Zuwendungsberechtigte eine eigene Prüfungseinrichtung 

(Rechnungsprüfungsamt / Gemeindeprüfungsamt), so ist von dieser der Ver-
wendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe des Er-
gebnisses zu bescheinigen. Eine Belegprüfung durch die zuständige Behörde 
findet dann nicht mehr statt. 

 
 
 

Achter Teil 
 
8 Rückforderung von Zuwendungen  
 
8.1 Die Aufhebung des Bewilligungsbescheides und die Rückforderung der Zu-

wendungen nebst der Erhebung von Zinsen richten sich nach Artikel 71 der 
Verordnung (EG) Nummer 817/2004, dem geltenden Landesverwaltungsver-
fahrensrecht und der Nummer 9 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung (Teil I/Anlage 3 zu § 44 Abs. 1 VV-LHO). 

 
8.2 Die gewährten Zuwendungen können ganz oder zum Teil zurückgefordert 

werden. 
 
8.3 Der Rückforderungsanspruch vermindert sich für jedes Jahr zweckentspre-

chender Verwendung der Zuwendungen um den Anteil, der dem Verhältnis 
der Verwendungszeit zur Bindungsfrist entspricht, soweit hierdurch der an-
gestrebte Förderungszweck nicht wesentlich beeinträchtigt wird und die zu-
wendungsberechtigte Person die Entstehung des Rückforderungsanspruchs 
nicht zu vertreten hat. 

 
8.4 Der Rückforderungsanspruch vermindert sich im Übrigen grundsätzlich je-

doch nur, wenn die jeweilige Bindungsfrist mindestens zur Hälfte abgelaufen 
ist. Die Bewilligungsbehörde kann von der Minderung des Rückforderungs-
anspruchs absehen und die Rückforderung in voller Höhe geltend machen, 
wenn dies der zuwendungsberechtigten Person nach ihrer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit oder im Hinblick auf den Wert der geförderten Maßnah-
men zugemutet werden kann. 

 
8.5 Die für das Förderverfahren maßgeblichen Mitteilungen sind subventionser-

hebliche Tatsachen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB). 
 
8.6 Ergeben sich aus den Angaben im Antrag, den eingereichten Unterlagen  

oder sonstigen Umständen Zweifel, ob die beantragten oder in Anspruch ge-
nommenen Zuwendungen mit den Förderungsvoraussetzungen im Einklang 
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stehen, so hat die Bewilligungsbehörde der antragstellenden Person die Tat-
sachen, deren Aufklärung zur Beseitigung der Zweifel als notwendig er-
scheint, nachträglich als subventionserheblich im Sinne des § 264 StGB zu 
bezeichnen (§ 2 Abs. 2 des Subventionsgesetzes). 

 
8.7 Die Antrag stellende Person hat die Förderungsbestimmungen und die Rück-

forderungsbestimmungen anzuerkennen und zu versichern, dass ihr die Be-
deutung der subventionserheblichen Tatsachen für die Strafbarkeit eines 
Subventionsbetruges bekannt ist. 

 
8.8 Zuwendungsberechtigte sind verpflichtet, der Bewilligungsbehörde unverzüg-

lich alle Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, der Inanspruchnahme 
oder dem Belassen der Zuwendung entgegenstehen oder für die Rückforde-
rung erheblich sind. 

 
8.9 Es gelten die im Entwicklungsplan PAUL für investive Maßnahmen enthalte-

nen Sanktionsbestimmungen (Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 
in Verbindung mit Art. 72 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005)). 

 
8.10 Die Europäische Kommission, der Europäische Rechnungshof, der Bundes-

rechnungshof, der Rechnungshof Rheinland-Pfalz, das für die Agrarförde-
rung zuständige Ministerium, die Bescheinigende Stelle der EAGFL-
Zahlstelle Rheinland-Pfalz, die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion und 
die DLR haben das Recht, das Vorliegen der Voraussetzungen für die Ge-
währung der Zuwendungen durch Besichtigung an Ort und Stelle und durch 
Einsichtnahme in die Bücher, Belege und sonstigen Unterlagen zu prüfen 
oder durch Beauftragte prüfen zu lassen und Auskünfte einzuholen sowie 
Evaluierungsmaßnahmen durchzuführen. 

 
Die den zuwendungsberechtigten Personen durch die Kontroll- und Evaluie-
rungsmaßnahmen entstehenden Aufwendungen werden nicht erstattet. 

 
 

Zehnter Teil 
 
9 Inkrafttreten  
 
9.1 Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2004 in Kraft. 
 
9.2 Gleichzeitig treten folgende Verwaltungsvorschriften und Rundschreiben au-

ßer Kraft: 
 

a) Förderung der ländlichen Bodenordnung vom 10. Juli 2002 (8605 - 
4031/4_731) - MinBl. S. 484 -, 

 
b) Agrarstrukturelle Entwicklungsplanung (AEP) vom 22. März 1995 (8062 - 

50.24) - MinBl. S. 222; 1999 S. 513 -, zuletzt geändert durch VV vom 30. 
Mai 2002 (MinBl. S. 448). 
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c) Förderung des landwirtschaftlichen Wirtschaftswegebaues außerhalb 
von Bodenordnungsverfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz vom 03. 
November 1986 (742 - 67.41/00) - MinBl. S. 550; 1987 S. 19; 2002 S. 26 
-, zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 30. Mai 2002 (MinBl. 
S. 448), 

 
d) Förderung von Investitionen zur Rationalisierung des Steillagenweinbaus 

vom 08. Oktober 1987 (757-209) - MinBl. S.416; 1997 S. 507 -, zuletzt 
geändert am 30. Mai 2002 (MinBl. S. 448) und 

 
e) Förderung der Ausweisung und Erschließung von Standorten für die 

landwirtschaftliche Tierhaltung im Außenbereich, Rd.Schr. des MWVLW 
vom 26. Juni 1998 (8605 - 4_650). 

 
9.3 Übergangsbestimmungen 

 
 Für Bodenordnungsverfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz mit Aus-

nahme des freiwilligen Landtausches, die bereits angeordnet sind, gelten die 
alten Fördersätze weiter, wenn eine Bewilligung von Kassenmitteln bzw. 
Verpflichtungsermächtigungen bereits erfolgt ist. Ansonsten gelten für alle 
neuen und für bereits angeordnete Verfahren die Fördersätze des Rahmen-
planes 2004 bis 2007. 

 
 Für alle anderen Maßnahmen gelten die bei der Bewilligung maßgebenden 

Förderkonditionen. 


